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Beitragsänderung ab 1.4.2025 

Ihre private Krankenversicherung 

Sehr geehrte Frau Piaster, 

in Ihrem Vertrag gibt es eine Beitragsänderung. Uns ist wichtig, 
dass Sie die Gründe dafür nachvollziehen können. 
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Detaillierte Informationen und insbesondere die maßgebliche(n) Rechnungsgrundlage(n) für die Beitrags­
änderung - das sind Versicherungsleistungen und / oder Sterbewahrscheinlichkeiten - haben wir für Sie auf 
einem Beiblatt zusammengefasst. Dieses finden Sie mit dem Titel "Maßgebliche Gründe für die Beitrags­
anpassung" im heutigen Brief. 

Sie haben Interesse an weiteren Details? Das wollen wir Ihnen möglichst einfach machen. Deswegen 
stellen wir ergänzende Informationen anschaulich auf unserer Homepage www.dkv.com/bap für Sie bereit. 
Unabhängig von unseren Servicezeiten können Sie sich hier jederzeit informieren. 

Ihr monatlicher Gesamtbeitrag ändert sich ab dem 1.4.2025 von 767,67 Euro um 85,61 Euro auf 
853,28 Euro. Nähere Einzelheiten entnehmen Sie bitte dem Nachtrag zur Versicherung. 

Neben den Beiträgen erhöhen wir die jährliche Selbstbeteiligung. 

Vorname Name (versicherte Person) Geburtsdatum Änderung der jährlichen 
Selbstbeteiligung 

von auf 

Nadine Piaster 21.06.1972 980,00 Euro 1.060,00 Euro 

Was ist der Grund für die Beitragsanpassung ab 1.4.2025? 
Die gesetzlichen Vorgaben sehen vor, dass wir mindestens jährlich die erforderlichen mit den kalkulierten 
Versicherungsleistungen vergleichen müssen. In Tarifen, für die planmäßig eine Alterungsrückstellung ge­
bildet wird, gilt dasselbe auch für die Sterbewahrscheinlichkeiten. Falls notwendig, müssen wir die Beiträge 
anpassen. Dies ist nun der Fall. Dabei kann sich auch ein eventuell vereinbarter versicherungsmedizinischer 
Beitragszuschlag und eine betragsmäßig festgelegte Selbstbeteiligung ändern. 

DKV Deutsche Krankenversicherung AG 
Vorsitzender des Aufsichtsrats: Dr. Oliver Willmes 
Vorstand: Frauke Fiegl (Vorsitzende), 
Nina Henschel, Christoph Klawunn, Heiko Stüber 
Sitz: Köln, Handelsregister: Amtsgericht Köln 
HRB 570, USt-ID DE123489120 

Hausanschrift: 
DKV Deutsche Krankenversicherung AG, 
Aachener Straße 300, 50933 Köln 

Internet: www.dkv.com 

Bankverbindung: UniCredit Bank 
IBAN DESS 3702 0090 0003 7512 10 
BIC HYVEDEMM429 
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Hintergrund für die zum Teil deutlichen Beitragserhöhungen in der privaten Krankenversicherung (PKV) ist 
ein starker Anstieg der medizinischen Leistungsausgaben. Davon sind alle privaten und gesetzlichen Kran­
kenversicherungen in Deutschland betroffen. 
Größter Kostentreiber ist dabei der Krankenhausbereich, da Klinikaufenthalte einen hohen Anteil an pflege­
rischer Versorgung beinhalten. Denn die Kosten der Pflege sind zwischen 2021 und 2023 um 37,5 Prozent je 
durchschnittlichem Pflegetag im Krankenhaus angestiegen. Unter anderem wirken sich die stark gestie­
genen Tarifgehälter in der Krankenpflege sowie die höheren gesetzlichen Mindestvorgaben zum Pflegeper­
sonal aus. Die Betreuung eines Neugeborenen ist beispielsweise im Schnitt um 18 Prozent teurer geworden. 
Grundsätzlich sind in diesem Bereich die Leistungsausgaben der privaten Krankenversicherung allein im 
Jahr 2023 um 13,5 Prozent gestiegen - und dieser Trend setzt sich 2024 fort. 
Die PKV spürt hier dieselben Effekte wie die gesetzlichen Krankenkassen, denn die Vergütung der allge­
meinen Krankenhausleistungen ist für privat und gesetzlich Versicherte identisch. 
Auch bei den Arzneimitteln sowie bei den ambulanten Behandlungen sind die Ausgaben stark gestiegen. 

Ein unabhängiger Treuhänder hat die Änderungen geprüft und ihnen zugestimmt - so, wie es gesetzlich 
vorgeschrieben ist. 

Unter bestimmten Voraussetzungen können Sie in andere gleichartige Tarife wechseln. Möglich ist dies 
nach § 204 Versicherungsvertragsgesetz. Den Gesetzestext haben wir auf der Vorderseite des Beilegers 
"Diese Gesetzestexte sollten Sie kennen" im Wortlaut für Sie angedruckt. Bitte beachten Sie: Wenn Sie Ihre 
Versicherung ändern, um Beiträge zu sparen, verlieren Sie in der Regel einen Teil Ihres wertvollen Versiche­
rungsschutzes. 

Sie können innerhalb von zwei Monaten, nachdem Sie dieses Schreiben bekommen haben, kündigen. Das 
außerordentliche Kündigungsrecht gilt hinsichtlich des Versicherungsverhältnisses, das von der Beitragser­
höhung betroffen ist. Geregelt ist dies in § 205 Versicherungsvertragsgesetz. Den Gesetzestext finden Sie 
auf der Rückseite des Beilegers "Diese Gesetzestexte sollten Sie kennen". 

Dass diese Beitragsanpassung für Sie unerfreulich ist, können wir gut nachvollziehen - gerade in der aktu­
ellen Zeit. Umso wichtiger ist ein dauerhaft zuverlässiger Versicherungsschutz. Auch in einem wirtschaftlich 
schwierigen Umfeld können Sie sich im Leistungsfall auf uns verlassen. 

Änderung der Allgemeinen Versicherungsbedingungen 
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat mit Urteil vom 22.06.2022 (IV ZR 253/20) den bis dahin geltenden § 8b Ab­
satz 2 der Musterbedingungen für die Krankheitskostenversicherung (MB/KK) für unwirksam erklärt. Dieser 
lautete, dass von einer Beitragsanpassung abgesehen werden kann, wenn nach übereinstimmender Beur­
teilung durch den Versicherer und den Treuhänder die Veränderung der Versicherungsleistungen als vor­
übergehend anzusehen ist. Der BGH hatte den Wortlaut der Regelung beanstandet, der von den gesetzli­
chen Vorgaben abweicht.§ 8b Absatz 2 MB/KK und inhaltsgleiche Regelungen in Allgemeinen Versiche­
rungsbedingungen (AVB) entfalten somit keine Rechtswirkung mehr. Wir haben daher entsprechende Re­
gelungen in unseren AVB ersatzlos gestrichen. Nach dem Urteil des BGH tritt an die Stelle der unwirksamen 
Klausel die gesetzliche Regelung des§ 203 Absatz 2 Satz 1 VVG. Demnach ist bei einer nur als vorüberge­
hend anzusehenden Veränderung einer für die Prämienkalkulation maßgeblichen Rechnungsgrundlage 
eine Neufestsetzung der Prämie ausgeschlossen. Diese Vorgabe haben wir bei Beitragsanpassungen immer 
umgesetzt. Das Urteil hat somit keine Auswirkungen auf bereits erfolgte Beitragsanpassungen. 
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Sie möchten persönlich beraten werden? 
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Sie haben Fragen, Wünsche oder Beratungsbedarf? Ihr Partner für Versicherungsfragen steht Ihnen gern 
zur Seite. Sie können sich auch an den Kundenservice wenden. Wir sind ebenfalls gern für Sie da. 

Freundliche Grüße 

Frauke Fiegl ~ 
Vorsitzende des Vorstands Mitglied des Vorstands 

Unsere App "Meine DKV" - schnell, flexibel und unkompliziert 
Nutzen Sie bereits unsere App? Hier können Sie viele Anliegen rund um Ihre Gesundheit ganz einfach ma­
nagen - von der Einreichung von Rechnungsbelegen bis hin zur Adress- oder Vertragsänderung. Laden Sie 
unsere App "Meine DKV" noch heute auf Ihr Handy. So profitieren Sie immer von unseren Services - egal wo 
Sie sind! 

Möchten Sie Post von uns künftig auch digital erhalten? Dann ist zusätzlich der persönliche Kundenbereich 
"Meine Versicherungen" genau das Richtige für Sie! Registrieren Sie sich direkt aus unserer App "Meine 
DKV" oder unter www.dkv.com/meineversicherungen - der Schlüssel zu einer komplett digitalen Kommuni­
kation. 
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Vorsorgeaufwendungen nach§ 10 Abs. 1 Nr. 3 EStC 
Bescheinigung zur Vorlage beim Arbeitgeber oder Dienstherrn 

Sehr geehrte Frau Piaster, 

Sie erhalten heute eine Bescheinigung über die steuerlich absetzbaren Beiträge. Bitte legen Sie diese Ihrem 
Arbeitgeber oder Dienstherrn vor. Er kann die geänderten Beiträge für die Kranken- und Pflegeversicherung 
(Private KV und Private PV) im Lohnsteuerabzugsverfahren steuersenkend für Sie berücksichtigen. 

Versicherungsnehmer: Nadine Piaster 
Monatlicher Vorsorgeaufwand nach§ 10 Abs. 1 Nr. 3 Einkommensteuergesetz (EStG) ab 1.4.2025: 

Versicherte Person Geburtsdatum Beträge in€ 

Private KV Private PV 

Nadine Piaster 21.06.1972 594,95 84,72 

Die hier angegebenen Beitragsanteile sind in der Regel niedriger als die tatsächlich zu zahlenden. Das liegt 
daran, dass wir die steuerabzugsfähigen Beträge auf der Grundlage einer Basisabsicherung berechnen 
müssen. Diese lehnt sich an den Leistungsumfang der Gesetzlichen Krankenversicherung an. 

Noch ein wichtiger Hinweis: Als Ihr Gesundheitsversicherer dürfen wir Ihnen keine steuerrechtlichen 
Fragen beantworten. Wenden Sie sich bitte hierzu an einen Steuerberater oder an Ihr Finanzamt. 

Bei allen anderen Fragen stehen wir Ihnen wie gewohnt mit Rat und Tat zur Seite. Rufen Sie uns einfach an 
- wir sind gern für Sie da. 

Freundliche Grüße 

Frauke Fiegl 
Vorsitzende des Vorstands 

DKV Deutsche Krankenversicherung AG 
Vorsitzender des Aufsichtsrats: Dr. Oliver Willmes 
Vorstand: Frauke Fiegl (Vorsitzende), 
Nina Henschel, Christoph Klawunn, Heiko Stüber 
Sitz: Köln, Handelsregister: Amtsgericht Köln 
HRB 570, USt-lD DE123489120 

~ 
Mitglied des Vorstands 

Hausanschrift: 
DKV Deutsche Krankenversicherung AG, 
Aachener Straße 300, 50933 Köln 

Internet: www.dkv.com 

Bankverbindung: UniCredit Bank 
IBAN DESS 3702 0090 0003 7512 10 
BIC HYVEDEMM429 





Nachtrag zur Versicherung 
aus Februar 2025 

Versicherungsnehmer: 

Vertragsstand ab: 

Versicherte Person: 

Tarif, Kurzerläuterung 

BestMed Komfort BM4 / 2 
Tarif mit Übertragungswert, siehe Erläuterung* 

Nadine Piaster 

1.4.2025 

Nadine Piaster 
21.6.1972 

jährliche Selbstbeteiligung über alle Leistungsbereiche insgesamt 1.060 EUR 
100 % ambulante ärztliche Leistungen 

Bisheriger 
Zahlbeitrag 

in Euro 

601,74 

- Psychotherapie nach vorheriger Zusage zu 100 % bis 30 Sitzungen, zu 80 % ab der 31. Sitzung, 
zu 70 % ab der 61. Sitzung 

- Alternativmedizin inklusive Arzneimittel nach gültigem Hufelandverzeichnis zu 80 %, 
maximal 1.000 EUR pro Jahr 

100 % Arznei- und Verbandmittel 
100 % Heilmittel im Rahmen des Heilmittelverzeichnisses 
100 % "große" Hilfsmittel, sofern diese über DKV-Service bezogen werden, ansonsten 80 % 
100 % "kleine" Hilfsmittel 

80 % Leistungen des Heilpraktikers inklusive Arzneimittel, maximal 1.000 EUR pro Jahr 
100 % Zahnbehandlung inklusive Prophylaxeleistungen, 

85 % Einlagefüllungen (Inlays), Zahnkronen und Zahnersatz 
(bis zu 6 Implantate je Kiefer einschließlich bereits vorhandener), sofern Behandlung durch 
einen mit der DKV kooperierenden Zahnarzt erfolgt, anderenfalls 75 % 

100 % Kieferorthopädie bei Behandlungsbeginn vor dem 19. Geburtstag 
- begrenzte Erstattung in den ersten 5 Versicherungsjahren für zahnärztliche Leistungen, 

ausgenommen Zahnbehandlung inklusive Prophylaxeleistungen sowie Kieferorthopädie 
100 % stationäre Behandlung im Zweibettzimmer und wahlärztliche Leistungen 

Die jährliche Selbstbeteiligung ändert sich für Frauen von 980,00 EUR auf 1.060,00 EUR. 
In diesem Jahr der Anpassung beträgt die Selbstbeteiligung maximal 
1.040,00 Euro. Ab dem folgenden Jahr gilt die tarifliche Selbstbeteiligung in voller Höhe. 

PVN 84,72 
Private Pflegepflichtversicherung 

PEK 21,04 
Pflegekostenversicherung 
Wir leisten bei häuslicher, teilstationärer und vollstationärer Pflege sowie Kurzzeitpflege. 
Die Höhe der Leistung hängt vom Pflegegrad und der Art der Pflege ab. 

GBZ 60,17 
Gesetzlicher Beitragszuschlag 

Monatlicher Gesamtbeitrag: 767,67 

Nachtrag zur Versicherung aus Februar 2025 KV309346454 
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In dem neuen zu zahlenden Beitrag ist berücksichtigt: 

Beitragsminderung aus der Alterungsrückstellung*1: 237,78 Euro 

Der Beitrag zu Ihrer Krankenversicherung wird fällig. Dies sind die Daten, die wir für das Lastschriftver­
fahren vorgemerkt haben: 

Mandatsreferenznummer: MDEM131652221272 

Gläubiger-ID: DE95ZZZ00000012130 DKV Deutsche Krankenvers. AG 

Kontoinhaber: Piaster Nadine 

IBAN: DES2 XXXX XXXX XXXX XX30 00 

Kreditinstitut: VR-Bank Ellwangen 

Abbuchungsdatum Abbuchungsbetrag (Euro) 

Ab dem 1.4.2025 jeweils monatlich zum 1. eines Monats 853,28 

Fällt der Termin auf ein Wochenende oder einen Feiertag, wird am ersten darauf folgenden Werktag abge­
bucht. 

* Tarif mit übertragungswert: 
Bei dem Übertragungswert handelt es sich um einen Teil der Alterungsrückstellung. Diesen kann ein Versi­
cherter bei einem Wechsel zu einem anderen privaten Krankenversicherer mitnehmen. Er entspricht ma­
ximal der Alterungsrückstellung, die wir für den brancheneinheitlichen Basistarif bilden würden. Dies ist in 
der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung geregelt. Was passiert mit der restlichen Alterungsrückstel­
lung? Sie kommt der Versichertengemeinschaft zugute. Tarife mit Übertragungswert sind teurer als Tarife, 
die keinen Übertragungswert bilden. 
Die Alterungsrückstellung für die private Pflegepflichtversicherung kann ein Versicherter bei einem Wechsel 
vollständig mitnehmen. 

*1 Beitragsminderung aus der Alterungsrückstellung: 
Wozu dient die Alterungsrückstellung? Ältere Versicherte nehmen Gesundheitsleistungen häufiger in An­
spruch. Deshalb stellen wir einen Teil des Beitrages in jüngeren Jahren zurück und legen ihn verzinslich an. 
Damit können wir die im Alter zu erwartenden Mehrkosten decken und eine altersbedingte Erhöhung der 
Beiträge ausschließen. Alterungsrückstellungen bilden wir nur für Tarife, die wir nach Art der Lebensversi­
cherung kalkulieren. 

Ausnahme· 
Alterungsrückstellungen für Kinder und Jugendliche werden nur ausnahmsweise gebildet. Hintergrund 
sind meist Limitierungen aus Beitragsanpassungen. Diese Alterungsrückstellungen sind so kalkuliert, 
dass diese bei Eintritt in den Beitrag für Erwachsene verbraucht sind. 
Hinweis: 
Sie haben mit uns eine Anwartschaftsversicherung vereinbart? Für diese Tarife (außer Pflegepflichtversi­
cherung) weisen wir die Alterungsrückstellungen hier nicht aus. Sie bleiben wie vereinbart erhalten und 
werden fortgeführt. Endet die Anwartschaft, werden die Alterungsrückstellungen wieder beitragsmin­
dernd angerechnet. 

2 
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Wichtige Hinweise: 

Hinweis zu den Kurzerläuterungen: 
Genaue Leistungsbeschreibungen und weitere Informationen finden Sie in den Allgemeinen Versicherungs­
bedingungen. 

Bisher bestehende Besondere Vereinbarungen gelten weiter. 

Beantragte Vertragsänderungen sind in diesem Nachtrag und im monatlichen Gesamtbeitrag noch nicht 
berücksichtigt. Wenn wir die Änderungen durchgeführt haben, informieren wir Sie wieder. 

Die Versicherung, für die keine Versicherungssteuer ausgewiesen wird, ist gemäß 
§ 4 Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe b Versicherungssteuergesetz (VersStG) in der Fassung ab 1.1.2022 bzw.§ 4 Nr. 5 
VersStG in der Fassung bis 31.12.2021 von der Versicherungssteuer befreit. 
Unsere Versicherungssteuernummer lautet: 800/V20000048669. 

Der oben genannte Beitrag ist umsatzsteuerfrei. Unsere Umsatzsteuer-Identifikationsnummer lautet: 
DE123489120. 

DKV Deutsche Krankenversicherung AG 

Freundliche Grüße 

Hauptverwaltung: 50933 Köln, Aachener Straße 300 

Frauke Fiegl ~ 
Vorsitzende des Vorstands Mitglied des Vorstands 
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Maßgebliche Gründe für Ihre Beitragsanpassung ab 1.4.2025 
Gern erläutern wir Ihnen die maßgeblichen Gründe für die Neufestsetzung Ihres Beitrags. 

Ist bei einer Krankenversicherung, zu der auch die Pflegepflicht- und Pflegezusatzversicherung zählen, das 
ordentliche Kündigungsrecht des Versicherers ausgeschlossen, sind wir bei einer dauerhaften Veränderung 
einer für die Beitragskalkulation maßgeblichen Rechnungsgrundlage berechtigt, die Beiträge entsprechend 
den dann insgesamt berichtigten Rechnungsgrundlagen auch für bestehende Versicherungsverhältnisse 
neu festzusetzen. Dabei dürfen wir auch eine betragsmäßig festgelegte Selbstbeteiligung und einen Risiko­
zuschlag (versicherungsmedizinischer Zuschlag) entsprechend ändern, soweit dies vereinbart ist (vgl. § 155 
Abs. 3 VAG i.V.m. § 203 Abs. 2 VVG). 

Im Laufe der Zeit verändern sich die für eine Beitragsanpassung maßgeblichen Rechnungsgrundlagen. 
Gründe dafür sind beispielsweise die Kostenentwicklung im Gesundheitswesen und in der Pflege, der medi­
zinische Fortschritt mit neuen Behandlungsmethoden, die steigende Anzahl von Pflegebedürftigen und län­
gere Pflegedauern oder eine veränderte Lebenserwartung. Maßgebliche Rechnungsgrundlagen können 
daher die Versicherungsleistungen oder die Sterbewahrscheinlichkeiten sein. 

Der gesetzlich vorgeschriebene Vergleich der erforderlichen mit den kalkulierten Versicherungsleistungen 
sowie der erforderlichen mit den kalkulierten Sterbewahrscheinlichkeiten erfolgt mindestens jährlich für 
jede Beobachtungseinheit eines Tarifs. Beobachtungseinheiten sind je nach Tarif beispielsweise beige­
schlechtsabhängig kalkulierten Beiträgen "Männer" und "Frauen" oder bei geschlechtsunabhängig kalku­
lierten Beiträgen "Erwachsene". Zusätzlich kann es beispielsweise auch die Beobachtungseinheiten "Kinder" 
oder "Jugendliche" geben. 

Der gesetzliche Schwellenwert für die Abweichung der Versicherungsleistungen beträgt 10 Prozent. Wir 
dürfen in unseren Allgemeinen Versicherungsbedingungen jedoch auch einen niedrigeren Prozentsatz fest­
legen. In einigen Tarifen gilt daher nach den Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Versiche­
rungsleistungen ein geringerer Prozentsatz von 5 Prozent. In diesen Tarifen passen wir die Beiträge falls er­
forderlich an, wenn dieser vertraglich festgelegte Schwellenwert überschritten ist. Für die Abweichung der 
Sterbewahrscheinlichkeiten beträgt der gesetzliche Schwellenwert 5 Prozent. 

Wenn entweder bei einer von diesen beiden oder ggf. auch bei beiden Rechnungsgrundlagen eine nicht nur 
vorübergehende Veränderung eingetreten ist, die größer als der für Ihren Vertrag im jeweiligen Tarif zu­
grunde zu legende Schwellenwert ist, sind wir berechtigt, die Beiträge neu festzusetzen. 

Der unabhängige Treuhänder prüft auch im Interesse der Kunden, ob wir die gesetzlichen Vorgaben ein­
halten. Er hat der Beitragsanpassung zugestimmt. 

Welche Informationen sind nachfolgend aufgeführt? 
Für jede versicherte Person werden in einer separaten Tabelle die Tarife dargestellt, in denen wir aufgrund 
der Veränderung einer maßgeblichen Rechnungsgrundlage über dem gesetzlich bzw. tariflich festge­
legten Schwellenwert eine Beitragsanpassung vorgenommen haben. Angegeben werden die Rechnungs­
grundlagen, bei denen eine Überschreitung des definierten Schwellenwerts eingetreten ist und bei denen 
zudem die Veränderungen nicht nur vorübergehend waren. Gemäß§ 203 Abs. 2 VVG können dies die Versi­
cherungsleistungen oder die Sterbewahrscheinlichkeiten oder beide sein. 

Versicherte Person: 

• ·'fql'if t lleitrggsentlosttingsver~nb!Jrl.iflg 
BestMed Komfort BM4 / 2 

Nadine Piaster 
21.6.1972 

Versicherungsleistungen 
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Anpassung der Selbstbeteiligung 
Aufgrund der allgemeinen Inflation der vergangenen Jahre wurde Ihre Selbstbeteiligung immer stärker 
entwertet. Daneben steigen auch die Gesundheitsleistungen immer weiter. Daher ist eine Anpassung der 
Selbstbeteiligung erforderlich. Dadurch können wir eine größere Anpassung des Beitrags vermeiden. 
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Diese Gesetzestexte sollten Sie kennen 
Ihr Tarifwechselrecht nach dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG} 

§ 204 VVG Tarifwechselrecht 
(1) Bei bestehendem Versicherungsverhältnis kann der Ver­
sicherungsnehmer vom Versicherer verlangen, dass dieser 
1. Anträge auf Wechsel in andere Tarife mit gleichartigem 

Versicherungsschutz unter Anrechnung der aus dem 
Vertrag erworbenen Rechte und der Alterungsrückstel­
lung annimmt; soweit die Leistungen in dem Tarif, in 
den der Versicherungsnehmer wechseln will, höher oder 
umfassender sind als in dem bisherigen Tarif, kann der 
Versicherer für die Mehrleistung einen Leistungsaus­
schluss oder einen angemessenen Risikozuschlag und 
insoweit auch eine Wartezeit verlangen; der Versiche­
rungsnehmer kann die Vereinbarung eines Risikozu­
schlages und einer Wartezeit dadurch abwenden, dass 
er hinsichtlich der Mehrleistung einen Leistungsaus­
schluss vereinbart; bei einem Wechsel aus dem Basis­
tarif in einen anderen Tarif kann der Versicherer auch 
den bei Vertragsschluss ermittelten Risikozuschlag ver­
langen; der Wechsel in den Basistarif des Versicherers 
unter Anrechnung der aus dem Vertrag erworbenen 
Rechte und der Alterungsrückstellung ist nur möglich, 
wenn 
a) die bestehende Krankheitskostenversicherung nach 

dem 1. Januar 2009 abgeschlossen wurde oder 
b) der Versicherungsnehmer das 55. Lebensjahr voll­

endet hat oder das 55. Lebensjahr noch nicht voll­
endet hat, aber die Voraussetzungen für den An­
spruch auf eine Rente der gesetzlichen Rentenversi­
cherung erfüllt und diese Rente beantragt hat oder ein 
Ruhegehalt nach beamtenrechtlichen oder vergleich­
baren Vorschriften bezieht oder hilfebedürftig nach 
dem Zweiten oder Zwölften Buch Sozialgesetzbuch ist 
oder 

c) die bestehende Krankheitskostenversicherung vor 
dem 1. Januar 2009 abgeschlossen wurde und der 
Wechsel in den Basistarif vor dem 1. Juli 2009 bean­
tragt wurde; 

ein Wechsel aus einem Tarif, bei dem die Prämien 
geschlechtsunabhängig kalkuliert werden, in einen Tarif, 
bei dem dies nicht der Fall ist, ist ausgeschlossen; 

2. bei einer Kündigung des Vertrags und dem gleichzeiti­
gen Abschluss eines neuen Vertrags, der ganz oder teil­
weise den im gesetzlichen Sozialversicherungssystem 
vorgesehenen Krankenversicherungsschutz ersetzen 
kann, bei einem anderen Krankenversicherer 
a) die kalkulierte Alterungsrückstellung des Teils der Ver­

sicherung, dessen Leistungen dem Basistarif entspre­
chen, an den neuen Versicherer überträgt, sofern die 
gekündigte Krankheitskostenversicherung nach dem 
1. Januar 2009 abgeschlossen wurde; 

b) bei einem Abschluss eines Vertrags im Basistarif die 
kalkulierte Alterungsrückstellung des Teils der Versi­
cherung, dessen Leistungen dem Basistarif entspre­
chen, an den neuen Versicherer überträgt, sofern die 
gekündigte Krankheitskostenversicherung vor dem 
1. Januar 2009 abgeschlossen wurde und die Kündi­
gung vor dem 1. Juli 2009 erfolgte. 

Soweit die Leistungen in dem Tarif, aus dem der Versiche­
rungsnehmer wechseln will, höher oder umfassender sind 
als im Basistarif, kann der Versicherungsnehmer vom bis­
herigen Versicherer die Vereinbarung eines Zusatztarifes 
verlangen, in dem die über den Basistarif hinausgehende 
Alterungsrückstellung anzurechnen ist. Auf die Ansprüche 
nach den Sätzen 1 und 2 kann nicht verzichtet werden. 

(2) Ist der Versicherungsnehmer auf Grund bestehender 
Hilfebedürftigkeit im Sinne des Zweiten oder des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch nach dem 15. März 2020 in den 
Basistarif nach§ 152 des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
gewechselt und endet die Hilfebedürftigkeit des Versiche­
rungsnehmers innerhalb von zwei Jahren nach dem Wech­
sel, kann er innerhalb von drei Monaten nach Beendigung 
der Hilfebedürftigkeit in Textform vom Versicherer ver­
langen, den Vertrag ab dem ersten Tag des übernächsten 
Monats in dem Tarif fortzusetzen, in dem der Versiche­
rungsnehmer vor dem Wechsel in den Basistarif versichert 
war. Eintritt und Beendigung der Hilfebedürftigkeit hat der 
Versicherungsnehmer auf Verlangen des Versicherers durch 
geeignete Unterlagen nachzuweisen; die Bescheinigung des 
zuständigen Trägers nach dem Zweiten oder dem Zwölften 
Buch Sozialgesetzbuch gilt als Nachweis. Beim Wechsel ist 
der Versicherungsnehmer so zu stellen, wie er vor der Ver­
sicherung im Basistarif stand; die im Basistarif erworbenen 
Rechte und Alterungsrückstellungen sind zu berücksichti­
gen. Prämienanpassungen und Änderungen der Allgemei­
nen Versicherungsbedingungen in dem Tarif, in dem der 
Versicherungsnehmer vor dem Wechsel in den Basistarif 
versichert war, gelten ab dem Tag der Fortsetzung des Ver­
trages in diesem Tarif. Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend 
für Versicherungsnehmer, bei denen allein durch die Zah­
lung des Beitrags Hilfebedürftigkeit im Sinne des Zweiten 
oder des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch entstehen 
würde. Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 letzter Teilsatz gilt nicht. 

{3) Im Falle der Kündigung des Vert-r-ogs zur pfwaten Pflege­
Pflichtversicherung und dem gleichzeitigen Abschluss 
eines neuen Vertrags bei einem anderen Versicherer kann 
der Versicherungsnehmer vom bisherigen Versicherer 
verlangen, dass dieser die für ihn kalkulierte Alterungsrück­
stellung an den neuen Versicherer überträgt. Auf diesen 
Anspruch kann nicht verzichtet werden. 

(4) Absatz 1 gilt nicht für befristete Versicherungsver­
hältnisse. Handelt es sich um eine Befristung nach§ 196, 
besteht das Tarifwechselrecht nach Absatz 1 Nummer 1. 

(5) Soweit die Krankenversicherung nach Art der Lebensver­
sicherung betrieben wird, haben die Versicherungsnehmer 
und die versicherte Person das Recht, einen gekündigten 
Versicherungsvertrag in Form einer Anwartschaftsversiche­
rung fortzuführen. 
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Ihr Kündigungsrecht nach dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG) 

§ 205 VVG Kündigungsrecht 

(3) Ergibt sich aus dem Versicherungsvertrag, dass bei 
Erreichen eines bestimmten Lebensalters oder bei Eintreten 
anderer dort genannter Voraussetzungen die Prämie für 
ein anderes Lebensalter oder eine andere Altersgruppe gilt 
oder die Prämie unter Berücksichtigung einer Alterungs­
rückstellung berechnet wird, kann der Versicherungsneh­
mer das Versicherungsverhältnis hinsichtlich der betrof­
fenen versicherten Person binnen zwei Monaten nach der 
Änderung zum Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens kündigen, 
wenn sich die Prämie durch die Änderung erhöht. 

(4) Erhöht der Versicherer auf Grund einer Anpassungsklau­
sel die Prämie oder vermindert er die Leistung, kann der 
Versicherungsnehmer hinsichtlich der betroffenen versi­
cherten Person innerhalb von zwei Monaten nach Zugang 
der Änderungsmitteilung mit Wirkung für den Zeitpunkt 
kündigen, zu dem die Prämienerhöhung oder die Leistungs­
minderung wirksam werden soll. 

(6) Abweichend von den Absätzen 1 bis 5 kann der Versiche­
rungsnehmer eine Versicherung, die eine Pflicht aus§ 193 
Abs. 3 Satz 1 erfüllt, nur dann kündigen, wenn er bei einem 
anderen Versicherer für die versicherte Person einen neuen 
Vertrag abschließt, der dieser Pflicht genügt. Die Kündi­
gung wird nur wirksam, wenn der Versicherungsnehmer 
innerhalb von zwei Monaten nach der Kündigungserklärung 
nachweist, dass die versicherte Person bei einem neuen 
Versicherer ohne Unterbrechung versichert ist; liegt der 
Termin, zu dem die Kündigung ausgesprochen wurde, mehr 
als zwei Monate nach der Kündigungserklärung, muss der 
Nachweis bis zu diesem Termin erbracht werden. 


